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Stellungnahme 
des Deutschen Städtetages 
 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Umsetzung der 
Energieeffizienzrichtlinien. 
 
Der Deutsche Städtetag bedankt sich für die Möglichkeit, zu dem noch nicht 
ressortabgestimmten Referentenentwurf für die Umsetzung der Energieeffi-
zienzrichtlinien eine Stellungnahme abgeben zu können. Gleichwohl möchten 
wir darauf hinweisen, dass eine Frist für die Verbändeanhörung von wenigen 
Werktagen für eine eingehende Auseinandersetzung mit der umfangreichen 
Rechtsmaterie unangemessen ist. 
 
Grundsätzliches  
 
Der vorliegende Referentenentwurf zur Umsetzung der Energieeffizienzrichtli-
nie steht im Zeichen der Entbürokratisierung. Das Anliegen der Vereinfachung 
und Entlastung teilen wir. Gleichwohl sieht der Gesetzesentwurf im Ergebnis 
eine deutliche Abschwächung zentraler energieeffizienzpolitischer Instrumente 
vor und steht insofern in einem Spannungsverhältnis zu den Erwartungen der 
Europäischen Union an eine ambitionierte Umsetzung der EED, der zunehmen-
den Klimalücke und der wachsenden Reduktionslasten künftiger Generationen. 
Dies sehen wir mit Sorge, auch da die Abschwächung von Effizienzvorgaben die 
Risiken der Abhängigkeit von Energieimporten, steigenden Energiekosten und 
der geringeren Versorgungssicherheit bergen. Nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund des aufgrund der Fristüberschreitungen bei der EED-Umsetzung eröffne-
ten Vertragsverletzungsverfahren der Europäische Kommission kommt es nun-
mehr auf klare und rechtssichere Rahmenbedingungen an, um den eingeschla-
genen Pfad der Wärmewende verlässlich fortzusetzen. 
 
Streichung von Einsparverpflichtungen und strategischer Maßnahmen 
 
§ 5 EnEfG-E des Referentenentwurfes sieht die Streichung verbindlicher quan-
tifizierter Einsparverpflichtungen und strategischer Maßnahmen und deren Er-
satz durch einen allgemeinen Grundsatz zur Energieeffizienz vor. Mit dem Ent-
wurf entfallen die Einsparverpflichtungen für den Bund ebenso wie die Forde-
rung von strategischen Maßnahmen der Länder.  Es ist zu befürchten, dass da-
mit die Effizienz- und Klimaziele verfehlt werden bzw. zu spät auf nicht 
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ausreichende Einsparungen reagiert wird. Von einer Streichung sollte dement-
sprechend abgesehen werden. 
 
Vorbildfunktion der öffentlichen Hand 
 
Im Referentenentwurf ist in § 6 Abs. 1 EnEfG-E eine (moderate) Absenkung der 
jährlichen Einsparverpflichtung öffentlicher Einrichtungen beim Gesamtend-
energieverbrauch von bislang 2,0 Prozent auf 1,9 Prozent vorgesehen. Dies ori-
entiert sich zwar an den europäischen Mindestvorgaben, angesichts der ge-
wachsenen Klimalücke und fortbestehender energiepolitischer Importabhän-
gigkeiten ist eine, wenngleich moderate, Rücknahme des bisherigen Ambitions- 
und Handlungsniveaus aus rein ökologischer Perspektive nicht nachvollziehbar. 
 
Zugleich sieht der Referentenentwurf mit § 6 Abs. 9 EnEfG-E eine ausdrückliche 
Ausnahme der Kommunen von den Verpflichtungen des § 6 EnEfG-E vor. Dies 
begrüßen wir grundsätzlich, da die Umsetzung einer solchen Regelung ange-
sichts angespannter kommunaler Haushalte sowie bislang fehlender finanziel-
ler und struktureller Rahmenbedingungen vielfach kaum leistbar gewesen 
wäre. Hier zeigt sich jedoch auch ein zentrales Defizit des Referentenentwurfs: 
Wenn Kommunen ausgenommen werden, ist nicht ersichtlich, wie Bund und 
Länder die Vorgaben von § 6 Abs. 2 und Abs. 7 EnEfG-E erreichen wollen. Der 
Bund sollte mit dem Gesetz einen klaren und rechtssicheren Umsetzungsrah-
men schaffen, der Verantwortlichkeiten festlegt, die Zielerreichung absichert, 
verlässliche finanzielle Rahmenbedingungen einschließlich eines angemesse-
nen Belastungsausgleichs gewährleistet und der Vorbildfunktion öffentlicher 
Stellen Rechnung trägt. 
 
Schließlich sollen die Regelungen zu Energie- und Umweltmanagementsyste-
men entsprechend dem Referentenentwurf mit § 6 Abs. 5 EnEfG-E von einer 
„muss-Regelung“ auf eine „kann-Regelung“ umgestellt werden. Unklar bleibt, 
in welchen Konstellationen Abweichungen möglich sein sollen. Ohne weiterge-
hende Konkretisierungen sind hier Rechtsunsicherheiten zu erwarten. 
 
Energieverbrauchsregister 
 
Um das Erreichen der Einsparziele überprüfen zu können, braucht es ein regel-
mäßiges Monitoring. Die Länder sollen nach § 6a Abs. 2 EnEfG-E verpflichtet 
werden, ab 2026 unter anderem den Gesamtendenergieverbrauch aller Kom-
munen in ihren Landesgrenzen zu ermitteln. Hierzu soll das Energieverbrauchs-
register genutzt werden können, das vom Bund bereitgestellt werden soll. Um 
dies leisten zu können, werden die Länder auf die Kommunen zurückgreifen 
müssen, sodass diese mittelbar zu einer Berichterstattung verpflichtet werden. 
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Ohne einen entsprechenden Belastungsausgleich für Erhebung und Meldung 
ist eine solche Berichterstattung für die kommunale Ebene personell, finanziell 
und auch mit Blick auf die Umsetzungsfrist 2026 jedoch nicht umsetzbar. 
 
Abwärmevermeidung und -nutzung  
 
Die bisherige verpflichtende Abwärmevermeidung und -nutzung soll durch die 
Neufassung von § 16 EnEfG-E zurückgenommen werden. So enthält der Ent-
wurf nur noch die Durchführung einer Kosten-Nutzen-Analyse für modernisie-
rungsbedürftige oder neu zu planende Anlagen. Eine verbindliche Umsetzung 
der analysierten Möglichkeiten bleibt jedoch unberücksichtigt. Statt von Unter-
nehmen spricht der Referentenentwurf nur noch Betreiber von Industrieanla-
gen, Versorgungseinrichtungen und Rechenzentren an. Eine konkrete Defini-
tion von Industrieanlagen, Versorgungseinrichtungen etc. bleibt jedoch aus. 
 
Weiterhin soll für Rechenzentren die bisher vorgesehene Pflicht zur Bereithal-
tung von Infrastruktur zur Wärmebereitstellung (Wärmeübergabestation) ent-
fallen. Dies sehen wir problematisch. Die Transformation der Wärmeversor-
gung von fossilen Heiz- und KWK-Anlagen auf CO2-freie Wärme erfordert die 
systematische Nutzung der aller verfügbaren Quellen. Gerade bei der Neuer-
richtung von Rechenzentren mit hoher Leistung muss die Standortwahl neben 
der Stromversorgung die Nutzung der Abwärme berücksichtigen. 
 
Anhebung der Schwellenwerte für Energiemanagementsysteme 
 
Die geplante Anhebung der Schwellenwerte für Energiemanagementsysteme 
von 7,5 GWh auf 23,6 GWh für Unternehmen (§ 8 EnEfG-E) und Rechenzentren 
(§ 12 EnEfG-E) würde dazu führen, dass deutlich weniger Unternehmen als bis-
her erfasst werden. Damit würden nur noch wenige, sehr energieintensive Be-
triebe oder große Rechenzentren verbindlich adressiert. Wir teilen den Wunsch 
nach Entbürokratisierung und Entlastung. Gleichwohl werden mit den vorge-
legten Regelungsvorschlägen, die in weiten Bereichen etablierten, kontinuierli-
chen Verbesserungsprozesse durch Energie- oder Umweltmanagementsys-
teme in Frage gestellt. Zudem würden auch die Informationsflüsse für die Wär-
meplanungen erschwert. Statt einer Anpassung der Schwellenwerte sollten da-
her Angebote und Standardisierungen entwickelt werden, um die Unterneh-
men bei der Durchführung der Analyse zu unterstützen. 
 
Plattform für Abwärme 
 
Weiterhin sieht der Referentenentwurf den Entfall der Verpflichtung zur Mel-
dung von Abwärmepotenzialen an Wärmenetzbetreiber und an die Plattform 
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für Abwärme (§ 17 EnEfG-E) vor. Der Entfall dieser Instrumente, würde die städ-
tische Wärmewende erheblich erschweren, da wichtige Informations- und Er-
schließungsgrundlagen verloren gingen. Zudem würden wesentliche Rahmen-
bedingungen für die Wärmeplanungen während der laufenden Verfahren ge-
ändert. 
 
Insofern sehen wir es kritisch, dass die „muss-Regelung“ auf eine „kann-Op-
tion“ umgestellt werden soll. Insbesondere ist davon auszugehen, dass die 
„kann-Option“ gegenüber der Bundesstelle für Energieeffizienz zu einem Fli-
ckenteppich an Abwärmeinformationen führen wird. Die verpflichtende Be-
reitstellung von Informationen zu Abwärmepotenzialen ist ein niedrigschwelli-
ger, aber wirkungsvoller Beitrag zur Hebung von Effizienzpotenzialen und zur 
Reduktion fossiler Wärmeerzeugung. Eine erfolgreiche Wärmeplanung ist auf 
vollständige, verlässliche und zeitnah verfügbare Daten zu bestehenden und po-
tenziellen Wärmequellen angewiesen. Abwärme stellt hierbei eine zentrale un-
vermeidbare Wärmequelle dar. Wird die Auskunftserteilung lediglich optional 
ausgestaltet, besteht die Gefahr, dass relevante Abwärmepotenziale nicht oder 
nur unvollständig erfasst werden. Dies erschwert sowohl strategische Planungs-
entscheidungen als auch die konkrete Umsetzung von Projekten. Um Abwär-
mepotenziale und Synergien mit der Wärmeplanung nutzen zu können, muss 
die Meldung verpflichtend bleiben. 


